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Im seit 2012 gegen Deutschland laufenden Vertragsverletzungsver-
fahren 201412262 wegen unzureichender Umsetzung der Fauna-Flo-
ra-Habitat-Richtlinte 92/ 43 /E§fG ( FF H-RL) hat die Kommission
eine ,,mit Gründen versehene Stellungnahme" verfasst. Darin rügt
sie die unvollständige rechtliche Ausweisung von Natura-2000-Ge-
bieten, die unzureichende Festlegung von Erhaltungszielen und
-maßnahmen in Deutschland sowie die ungenügende Veröffent-
lichung von Bewirtschaftungsplänen in einigen Bundesländern.
Seit 2010 schon hätte Deutschland die meisten seiner 4 606 Na-
tura-2000-Gebiete gemäß Art.4 Abs.4 FFH-RL rechtsförmlich als

Schutzgebiete ausweisen und bei diesen gemäß Art.6 FFH-RL die
erforderlichen Erhaltungsziele und -maßnahmen festlegen müssen.
Nur bei wenigen nachgemeldeten Gebieten lief die Frist erst 2013
b2w.2014 ab. Gleichwohl fehite Anfang 2020 bei 129 Gebieten die
Ausweisung, auch wenn Deutschland bis Ende 2020 die vollstän-
dige Ausweisung ankündigt. Bei insgesamt 1 193 Gebieten wurden
bisher keine Erhaltungsmaßnahmen festgelegt.

AusFührlich geht die Kommission in der Stellungnahme da-
rauf ein, dass Deutschland und die Bundesländer systematisch
versäumen, detaillierte gebietsspeziFische Erhaltungsziele sowie
die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen für jedes Gebiet in
rechtlich verbindlicher Form festzulegen. Da Deutschland die
Defizite nicht bestreitet, sondern die Rechtsauffassungen vertritt,
dass die Richtlinie keine spezifischen, quantifizierten, messbaren
und berichtsFähigen Erhaltungsziele auf Gebietsebene verlange
und auch rechtlich nicht außenverbindliche Bewirtschaftungs-
pläne zur Festlegung von Erhaltungsmaßnahmen zulässig seien,
ist eine Vorlage des VerFahrens vor dem Europäischen GerichtshoF
(EuGH) zu erwarten. Nach Ansicht der Kommission könnte die
deutsche RechtsauFassung und die entsprechende Umsetzung der
FFH-RL eine Erklärung sein, warum sich in Deutschland auch 18

Jahre nach Festlegung der Natura-2000-Gebiete immer noch ca.

8070 (Angabe der Kommission) der in den Anhängen der FFH-
RL gelisteten Lebensraumtypen und Arten in einem ungünstigen
Erhaltungszustand befinden und dieser Anteil bei den Arten seit
2001 sogar kontinuierlich angestiegen ist.

Die Kommission ist der Rechtsauffassung, dass die in Art.6
FFH-RL normierten Schutzverpflichtungen ohne gebietsspezi-
Fische Erhaltungsziele nicht wirksam zur Anwendung kommen
können. Insbesondere die FFH-Verträglichkeitsprüfung setzt ent-
sprechende Zielfestlegungen voraus. Die für jedes Gebiet bei der
Meldung erstellten Standarddatenbögen genügen dafür nicht,
da diese rechtlich unverbindlich sind und nur Informationen
über die vorkommenden Arten und Lebensraumtypen, aber
keine ZielFestlegungen enthalten. Mit Verweis auf die Recht-
sprechung des EuGH müssen die Erhaltungsziele nach Ansicht
der Kommission rechtlich verbindlich, gebietsspezifisch sowie
dahingehend umfassend sein, dass sie den örtlichen ökologi-
schen Erfordernissen entsprechen und die Bedeutung des Ge-
biets für die Erhaltung und \vy'iederherstellung der geschützten
Lebensraumtypen und Arten in der biogeographischen Region
widerspiegeln. Dabei sind in den Erhaltungszielen die einzelnen
Lebensraumtypen und Arten von gemeinschaftlichem Interesse
im betreffenden Gebiet zu identifizieren und ihre anzustreben-
den,Erhaltungszustände quantifiziert, messbar, realistisch und
eindeutig Festzulegen.

Den von Deutschland verfolgten zweistufigen Ansatz (allgemei-
ne Erhaltungsziele in den ausweisenden Schutzgebietsverordnun-
gen und gegebenenfalls rveitere Spezifizierung der Erhaltungsziele
in den nicht rechtsförmlichen Bewirtschaftungsplänen) erachtet die
Kommission nicht als richtlinienkonform. Insbesondere genügt es

nicht, lediglich den qualitativen Erhaltungszustand der Schutzgüter
in einem Gebiet zu definieren und die zu treflenden Maßnahmen
den Behörden anhand nicht gebietsspezifischer Bewertungsrahmen
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zu überlassen, da damit offen bleibt, inwieweit jedes Gebiet mit
welchen konkreten Erhaltungszielen und -maßnahmen dazu bei-
trägt, gemäß Art. 2 und 3 FFH-RL günstige Erhaltungszustände auf
biogeographischer Ebene zu erhalten bzw. wiederherzustellen, und
inwieweit darüber hinaus zusätzliche Maßnahmen oder Flächen er-

forderlich sind. Der deutsche Ansatz sichert nach der Kommission
daher vor allem den Status quo in den Gebieten und erklärt, war-
um Deutschland vom Gesamtziei der Richtlinie - einem günstigen
Erhaltungszustand aller geschützten Lebensraumtypen und Arten

- weit entfernt ist. Dies verdeutlicht die Kommission anschaulich
anhand des Schierlings-'Wasserfenchels (Oenanthe conioides) und der
mageren Flachland-Mähwiesen.

Hinsichtlich der Erhaltungsmaßnahmen betont die Kommis-
sion, dass nach den Zielen der FFH-RL und der Rechtsprechung
des EuGH reine und jederzeit veränderbare Verwaltungspläne der
Behörden nicht genügen. Erhaltungsmaßnahmen müssen den
ökologischen Erfordernissen der in den Gebieten geschützten
Lebensräume und Arten der Anhänge I und II FFH RL genügen,
was ausreichend detaillierte und gebietsspezifische Erhaltungsziele
sowie die Berücksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse über
Standortbedingungen sowie die örtlichen Hauptbelastungen und
potenziellen GeFihrdungen voraussetzt. Um gemäß Art.3 FFH-RL
günstige Erhaltungszustände zu sichern oder wiederherzustellen,
müssen nach Ansicht der Kommission die Erhaltungsmaßnah-
men alle geschützten Lebensräume und Arten umfassen sowie
klar, präzise, hinreichend quantifizierbar und endgültig (d. h. ohne
Nachbesserungsbedarf) sein. Die Umsetzung der Maßnahmen und
die Zielerreichung sind zudem mit geeigneten Indikatoren zu kon-
trollieren.
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Die EingriFlsregelung mit dem Verbot venneidbarer Beeinträchti-
Ausgleichs bzw. Ersa von nicht ver-
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gesetz (BN ) isi eines dEichtigsten Naturschutzinstrumen-
te in Deutschiand und wurd e 197 6 erstmals bundesweit eingeführt.

I Die EingrifFsregelung setzt nicht nur das Verursacherprinzip konse-

lqr.nt um, sondern sichert mit der normierten Realkompensation,

I dass der Bestand unserer natürlichen Lebensgrundlagen entspre-
I chend Art.20a Grundsesetz sowohl oualitativ als auch quantitrtiv

lro*.it wie möglich erh^lte@-
lungsmöglichkeiten des Bundes zur Gleichstellung von Ersatzgeld
und Naturalkompensation im Rahmen der naturschutzrecl-rtlichen
Eingriffsregelung. Universität Leipzig: 102 S.).

Da die Länder Inhalt, Art und UmFang von Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahm en seit 1.97 6 in unterschiedlicher Weise handhaben,
haben derBundestag und Bundesratseit200g in § 15 Abs. 7 BNatSchG
das Bundesumweltministerium (BMU) ermächtig, bei der Ein-
griFFsregelung Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen;gy§von Ersatzzahlun gen in einer Bundeskompen-
sationsverordnung (BKompV) bundesweit einheitlich zu regeln.
Der im Einvernehmen mit dem Landwirtschafts- und Verkehrs-
ministerium 2013 vom BMU vorgelegte BKompV-EntwurF (BR-

Drs.332/1.3) erhielt aber nicht die erforderliche Zustimmung des

Bundesrates.
Um für Vorhaben, die von Bundesbehörden zugelassen werden

(u. a. Strom- und Gasfernleitungen, Offshore-Windanlagen, lVas-

serstraßen, Eisenbahntrassen und ab zlzt auch Bundesautobah-
nen), eine Beschleunigung durch einheitliche Eingriffsstandards
zu erreichen, hat der Bund 2019 im Rahmen des Gesetzes zur
Beschleunigung des Energieleitungsausbaus (BGBI I S. 706 ff.)
mit § 15 Abs. 8 BNatSchG eine weitere Ermächtigung geschaffen
(diesmal allerdings ohne Zustimmungserfordernis des Bundesra-
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